In dem Verwaltungsverfahren 
Entziehung der Lenkberechtigung
Zum Beispiel
Landespolizeidirektion Niederösterreich
Linzer Straße 47
3100 St.Pölten
oder
Bezirkshauptmannschaft Braunau am Inn
Hammersteinplatz 1
5280 Braunau am Inn
gegen ..... dein Name ....
mit den Geschäftszeichen
..................das Geschäftszeichen der Behörde
I.

wird gegen den Beschluss (Bescheid) der Bezirkshauptmannschaft .................. vom DATUM, hiermit zum Ausdruck gebracht, dass der Mensch, der von der Behörde bezeichnet ist mit dem Personennamen ..... dein Name .... mit diesen Beschlüssen nicht einverstanden ist.

Es wird damit in dem Verständnis der Bezirkshauptmannschaft Braunau am Inn ein Rechtsmittel mit der Bezeichnung





                  Beschwerde

eingelegt.



Begründung: Zur Begründung wird folgendes ausgeführt.

      II.

     Allgemeiner Teil

A. Vorbemerkung

Der Ordnung halber und zur unbedingten Berücksichtigung bei der Bearbeitung sei erwähnt, dass die Beschwerde in Achtung der behördlichen Regelungen und in uneingeschränkter Entsprechung mit Gesetz und verfassungsmäßiger Ordnung der Republik Österreich erfolgt und somit auch in Achtung der Verfassung der Europäischen Union, „Verfassungsvertrag vom 29.10.04., Rechte“. Es werden absolut  k e i n e  Rechte in Anspruch genommen, die sich nicht vereinbaren mit der Achtung der Würde des Menschen.
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B. Allgemeine Grundlagen

Allgemeine Grundlage der nachfolgenden Ausführungen ist die Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und hier insbesondere 

Teil II Die Charta der Grundrechte der Union
Titel I Würde des Menschen
Artikel II-61: Würde des Menschen, Wortlaut:
“Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie ist zu achten und zu schützen.“

Das bedeutet unwiderlegbar, dass die Person als Rechtsubjekt kein Mensch im Sinne dieses Gesetzes ist, da ihre Würde, also die der Person, nicht unantastbar ist.                                                                     Die Würde der Person geht aus relativen Normen, wie z.B. dem AGBG hervor, welche veränderbar sind, weshalb auch die Würde der Person als Rechtssubjekt veränderbar, also antastbar ist.                                      

Gemäß § 16 ABGB hat der Mensch „angeborne Rechte“. Diese sind folglich weder übertragen noch übertragbar.

Mit der Eintragung in das Geburtenregister ordnet die staatliche Gewalt dem Menschen eine Person zu.                                                                                                                          

Der Person ist die Rechtsfähigkeit durch die staatliche Gewalt übertragen. 

Dem Menschen wird damit durch die staatliche Gewalt zugestanden, sie als Person in Anspruch zu nehmen und dadurch Träger von Rechten und Pflichten sein zu können. 

Der Mensch ist seinem naturgegebenen Wesen nach kein Rechtsubjekt.

Er kann nicht ohne sein Zutun Träger der Rechte und Pflichten der Person werden. Es bedarf dazu der Willenserklärung des Menschen, relative Rechte für sich in Anspruch nehmen zu wollen.                                                                                                                                       Die Inanspruchnahme der Rechtsfähigkeit im Sinne des § 16 ABGB kommt, wenn sie durch den Menschen erfolgt, der Willenserklärung des Menschen gleich, sich zur Inanspruchnahme der Rechte der Person zu bekennen und damit zum gesetzlichen Wesen der Person. Damit ist der Mensch in juristischer Hinsicht nicht mehr anzusehen als Mensch, sondern als Person. 
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Das Gesetz ermöglicht nicht die gleichzeitige Inanspruchnahme der Rechtsfähigkeit der Person in Entsprechung mit § 16 ABGB und des Rechts des Menschen, welches die Unantastbarkeit seiner Würde ist.

Es ist aber das Recht des Menschen, entsprechend seinem freien Willen für sich zu bestimmen, ob er relative Rechte für sich in Anspruch nimmt, oder eben nicht. 

Eine Inanspruchnahme der Person und ihrer Rechte kann dem Menschen nicht gegen seinen Willen durch die Bestimmung eines anderen aufgezwungen werden. Dies würde der gesetzlichen Tatsache widersprechen, dass die Würde des Menschen unantastbar ist, vergleiche Art. II, 61 der Charta der Grundrechte der Union.

Das Recht des Menschen hat stets Vorrang vor den Rechten der Person, ebenso wie das Recht auf Leben Vorrang hat vor dem UGB und dem ABGB.

Der Versuch, den Menschen gegen seinen Willen einer relativen Rechtsnorm unterwerfen zu wollen, ist verfassungswidrig und ist gleichzusetzen mit dem Versuch, den Menschen zu versklaven.

Sklaverei ist gesetzlich verboten, vergleiche ABGB § 16.

Das Vorstehende wird durch die Rechtsordnung der Republik Österreich eröffnet.

C. Schlussfolgerung für die Amtsgewalt ist, 

1. dass diese sich nur auf Personen erstrecken kann.

2. das Gesetz die Amtsgewalt zur Achtung und zum Schutz der Würde des Menschen verpflichtet und somit auch dazu, der Bitte des Menschen zu entsprechen. 

3. der Mensch nicht unter die Inquisitionsmaxime und andere prozessuale Grundsätze fällt 
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III.

Besonderer Teil

A. Die hier namentlich mit ..... dein Name .... bezeichnete Person ist nicht wesensgleich mit dem Menschen, der so durch die Behörde und andere bezeichnet wird. Die natürliche Person ..... dein Name .... ist das Produkt normativer Gesetzmäßigkeiten und ist von diesen bestimmt.  Der Mensch ist hingegen bestimmt von absoluten und unabänderlichen Gesetzmäßigkeiten, auch dann, wenn ihm behördlich eine (natürliche) Person zugeordnet wird. Die Zuordnung einer Person zu einem Menschen tastet die absolute Würde des Menschen nicht an und verändert das naturgegebene Wesen des Menschen nicht. Der Mensch bleibt Mensch im Sinne des Gesetzes und Träger der unantastbaren Würde.

B. Von dem Menschen, der mit dem Namen der Person ..... dein Name .... bezeichnet ist, werden ausdrücklich  k e i n e  Rechte in Anspruch genommen, die sich nicht vereinbaren mit der Unantastbarkeit der Würde des Menschen. Er unterlässt es, die Person als Rechtssubjekt in Anspruch zu nehmen, ebenso unterlässt er es, ein jegliches, übertragbares Recht für sich zu beanspruchen. Er ist daher rechtlich nicht als Person zu betrachten, sondern als Mensch und damit als Träger der unantastbaren Würde. 

Es ist gesetzlich nicht vorgesehen, dem Menschen die Fortbewegung zu untersagen. Auch dann nicht, wenn die Fortbewegung unter der Zuhilfenahme technischer Mittel erfolgt, wie in meinem Falle Fahrzeuge der Klasse 2,3,4 und 5. 
(Behördliches Dokument Führerschein .....DEINE FÜHRERSCHEIN NR.)
Der Mensch, welcher durch andere bezeichnet ist mit dem Namen der Person ..... dein Name .... hat sein Leben der gesellschaftlichen Norm entsprechend eingerichtet, ohne jedoch die Norm zu sein. Er richtet sein Leben und sein Tun auf die menschliche Gemeinschaft aus. 

Der Mensch, der bezeichnet wird mit dem Namen der Person ..... dein Name .... nimmt dabei das Recht des Menschen vollumfänglich wahr, der Würde des Menschen zu entsprechen und verweise auf angehängten Fallbericht-Amtsmissbrauch vom 01.05.2015. (extra anfügen!)
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Die Würde des Menschen ist der Mensch in all seinen Aspekten. Die Würde des Menschen steht nicht im Widerspruch mit dem höchsten Gesetz und damit nicht im Widerspruch zu  Inhalt und Anwendung von jedem legalen Gesetz. Umgekehrt ist einem jeden derartigen Gesetze die Achtung und der Schutz der Würde des Menschen immanent. Der Mensch nimmt die Verantwortung vor Gott und der menschlichen Gemeinschaft in vollem Umfang wahr und es ist der freie Wille des Menschen, dem Gesetz zu entsprechen. 
Hingegen ist die Inanspruchnahme der, durch das ABGB an die Person als Rechtssubjekt übertragenen Rechtsfähigkeit nicht das Recht des Menschen und nicht auf den Menschen übertragbar. Es ist gesetzlich nicht vorgesehen, dass diese Inanspruchnahme der Person und der, an sie übertragbaren Rechte, die Privilegien sind, durch den Menschen erfolgt. Diese Inanspruchnahme durch den Menschen missachtet sein naturgegebenes Wesen und damit seine Würde und verletzt den Schutzanspruch der Würde des Menschen, dem zu entsprechen alle staatliche Gewalt gesetzlich verpflichtet ist.
Bekennt sich der Mensch dazu, im Namen der Person bzw. im Namen der Firma zu handeln, so ist handelnder die Person bzw. die Firma.

Bekennt sich der Mensch zu seinem wahren Wesen, so, wie er auch im Sinne des Gesetzes betrachtet ist, ist seine Würde unantastbar und damit auch unantastbar von Rechtssubjekten in jeder Art und Hinsicht und den für diese geltenden Normen. 

B. Es ist das Recht des Menschen, welches aus seiner unantastbaren Würde hervorgeht, es zu  

u n t e r l a s s e n ,   

- relative Rechte für sich in Anspruch zu nehmen und es damit auch zu 

u n t e r l a s s e n, 

sich zu einem Rechtssubjekt zu erklären, nämlich zur (natürlichen) Person im                    juristischem Sinne bzw. in Sinne des Gesetzes, welches der Mensch im Sinne des    Gesetzes jedoch nicht ist, 
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und es damit auch zu  u n t e r l a s s e n ,  

 zu relative Gesetzmäßigkeiten über sich zu bestimmen, welche im Sinne des Gesetzes die  Würde der Person bestimmen.

Das Recht, alles zu unterlassen, was sich im Widerspruch mit der Würde des Menschen befindet, wird auch von dem Menschen, welcher von der Behörde bezeichnet ist mit dem Personennamen ..... dein Name ...., vorbehaltlos und uneingeschränkt wahr genommen.

Es werden von dem Menschen, der mit dem Namen der Person ..... dein Name .... bezeichnet wird, ausdrücklich  k e i n e  Rechte in Anspruch genommen, deren Inanspruchnahme durch den Menschen sich nicht vereinbaren lässt mit der Achtung der Würde des Menschen im Sinne des Gesetzes. Es werden entsprechend  k e i n e  Rechte, die übertragbar sind an die Person als Rechtssubjekt im Sinne des § 16 ABGB in Anspruch, oder billigend in Kauf genommen.

In diesem Zusammenhang wird der Irrtum bekannt, welcher seinen Ausdruck unter anderem in dem Schreiben an ..... dein Name .... fand, die Würde der Republik Österreich in Frage gestellt zu haben. Dies zu tun ist nicht das Recht des Menschen. Es wird hiermit die Bitte um Vergebung zum Ausdruck gebracht.
IV.
Schlussfolgerungen

A. Der Führerschein als Dokument geht hervor aus behördlichen Regelungen und ist sehr wohl den behördlichen Regelungen unterworfen. Ebenso geht die Person, die ja ihrem Wesen nach ein Rechtssubjekt ist, aus den behördlichen Bestimmungen hervor, ist jenen also auch unterworfen. So ist für Personen das Lenken eines Kraftfahrzeuges nur innerhalb der behördlichen Bestimmungen zulässig, also mit einer behördlichen Erlaubnis die bereits vorhanden ist.  
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B. Für sich gesehen ist eine natürliche Person - im juristischen Sinne ihrem Wesen nach ein  Rechtssubjekt – nicht lebensfähig. Das Lenken eines Kraftfahrzeuges durch eine Person ist folglich ausschließlich dann möglich, wenn der Mensch sich handelnd für diese Person erklärt und sich im Namen der Person an das Steuer setzt. Ebenso wie der Person, die ihrem Wesen nach ein Rechtsubjekt ist, wäre es auch einer Firma, die ihrem Wesen nach ebenfalls ein Rechtssubjekt ist, nicht möglich, ein Kraftfahrzeug zu bewegen, würde nicht ein Mensch aus Fleisch und Blut sich im Namen dieser Firma an das Steuer setzen. 

(Beispiel) Die Lenk - Erlaubnis wurde der Person ..... dein Name .... seitens der Behörden erteilt zu einer Zeit als der, so bezeichnete Mensch seine Würde nicht in vollem Umfange wahrnehmen konnte und sich zu den Rechten der Person bekannte, im Namen der Person handelte und damit als Person anzusehen war. Der Mensch haftete für die Person und ihre Rechte und Pflichten, so, wie es gesetzlich in diesem Falle vorgesehen ist.   

Wie der Behörde bekannt ist, nimmt der, mit ..... dein Name .... bezeichnete Mensch, das Recht des Menschen wahr, und beansprucht die Rechte der Person nicht mehr. Das freiwillige Einverständnis des Menschen, sich die Rechte und Pflichten der Person übertragen zu lassen, ist damit nicht mehr gegeben. Da der Mensch an und für sich, sich nicht in Entsprechung mit dem UGB und dem BGB befindet, ist die Übertragung relativer Rechte an den Menschen gesetzlich unzulässig. Laut Gesetz haftet der Mensch nicht für die Person und nicht für die Rechte und Pflichten der Person (en). Die rechtliche Grundlage für Handel und Verträge ist nicht gegeben.  

Für die Person und ihre Rechte und Pflichten haftet der Urheber. Der Urheber haftet für die Person und ihre Rechte und Pflichten dem Menschen gegenüber. Persönliche Ansprüche und Vorbehalte gegen den Menschen missachten die Unantastbarkeit seiner Würde und sind verfassungswidrig und wider die Charta für Grundrechte der Europäischen Union.
Urheber und Inhaber aller Rechte und Pflichten des, durch einen Verwaltungsakt der Republik Österreich erschaffenen Rechtssubjektes ..... dein Name ...., welches als natürliche Person bezeichnet wird, ist in diesem Falle die Republik Österreich. Sie haftet vor dem Menschen für diese Person.
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Rechte und Pflichten sind nicht auf den Menschen übertragbar. Auch das Recht, ein Kraftfahrzeug zu lenken, ist nicht übertragbar auf den Menschen. Entsprechend wird die Lenker-Erlaubnis auf den Namen der Person, ausgestellt, nicht aber auf den Menschen.

Es obliegt den Bestimmungen der Behörde, das Dokument der Lenkerlaubnis als ihr Eigentum jederzeit von der Person (dem Menschen der die Rechte der Person für sich in Anspruch nimmt) zurückzunehmen, bzw. zurückzufordern. 

Eine Lenk-Erlaubnis ist nicht übertragbar auf den Menschen und kann dem Menschen somit auch nicht entzogen werden.

Eine rechtliche Grundlage dafür, den Menschen von Amts wegen in die Pflicht zu nehmen, z.B. damit, ihm die Fortbewegung in einer, wie auch immer gearteten Weise zu untersagen oder ihn daran zu hindern, ein Kraftfahrzeug zu verwenden, sieht das Gesetz nicht vor. 

Wie bekannt ist, beschränkt sich der Bereich der behördlichen Bestimmungen nur auf denjenigen Kreis der Spezies Mensch, die sich zur Übertragung subjektiver, bzw. relativer, übertragbarer und veräußerlicher Rechte bekennen und damit im Sinne des Gesetzes (vergleiche auch u.a. ABGB § 16) als Person zu betrachten sind.

Umgekehrt geht alle Staatsgewalt vom Volke aus. Das Volk ist wesensgleich mit dem Menschen. 

Zuständigkeitsbereich der Ämter und Behörden und deren gesetzliche Verpflichtung ist es,  das Personen- und Sachenrecht zu bestimmen und die Personen und Sachen zu verwalten, stets in der Verpflichtung, die Würde des Menschen zu achten und zu schützen. 
In dieser Verpflichtung aller staatlichen Gewalt, liegt es auch, die Bitte des Menschen zu achten und ihn unangetastet zu lassen, von Ansprüchen und Vorbehalten der Person(en). 
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Der Mensch, der mit der namentlichen Person ..... dein Name .... bezeichnet wird, hat sein Leben wie bereits gesagt, den gesellschaftlichen Normen entsprechend ausgerichtet, ohne selbst jedoch diese Norm zu sein. Die Fortbewegung auch mittels dem Bewegen eines Kraftfahrzeugs ist der freie Wille des so bezeichneten Menschen. 
Aufgrund der hier geltenden gesellschaftlichen Normen wäre es mit unerwünschten Komplikationen verbunden, einer anfragenden Behörde die Lenk-Erlaubnis nicht vorzeigen zu können. Die Tatsache, dass ihm das Recht ein Kraftfahrzeug zu lenken nicht entzogen werden kann, wäre stets aufs Neue darzustellen. Den Menschen stetig derartigen Vorbehalten auszusetzen, würde die Würde des Menschen missachten. 
Die Behörde wird daher um Schutz und Achtung der Würde des Menschen gebeten auch in der Form, dass er seiner Mobilität entsprechend dem freien Willen nachgehen und dabei von Ansprüchen und Vorbehalten freigehalten wird, so, wie das Gesetz es als Verpflichtung für alle staatliche Gewalt vor dem Menschen vorsieht. Es obliegt der Behörde, dafür zu sorgen, dass er in der Ausübung des freien Willens unangetastet bleibt. 

In diesem Zusammenhang wird darum gebeten, dem Menschen das Dokument einer gültigen Fahrerlaubnis nicht vorzuenthalten, auch wenn es nur die bezeichnete Klasse 2 betrifft. 

Jede Art der Gewalt und der Drohung mit Gewalt gegen den Menschen unzulässig und liegt nicht im öffentlichen Interesse. Diese ist auch nicht im Interesse der Behörde, die ja ihrerseits das öffentliche Interesse vertritt.
Sollte die Behörde Bezirkshauptmannschaft Braunau am Inn weiterhin auf der Begutachtung des Menschen bestehen, oder sollte die Behörde weiterhin den Führerschein einbehalten wollen oder andere, wie auch immer geartete Sanktionen über den Menschen verhängen wollen oder ihm mit Gewalt drohen, würde sie ihrer gesetzlichen Verpflichtung, die Würde des Menschen zu achten und zu schützen nicht entsprechen, sondern im Gegenteil als Handelnde der staatlichen Gewalt die Würde des Menschen missachten, die sie zu achten und zu schützen verpflichtet ist. 












…/10
-  10  -
Fazit
Die Unantastbarkeit der Würde des Menschen bleibt gewahrt. 
Während die Verpflichtung die aller staatlichen Gewalt gesetzlich gegeben ist, die unantastbare Würde des Menschen zu achten und zu schützen, bei der Person keine Anwendung findet, ist dieser Verpflichtung in vorliegendem Falle uneingeschränkt zu entsprechen, da der mit ..... dein Name .... bezeichnete Mensch dem Wesen des Menschen im Sinne des Gesetzes entspricht.

Sollte die Behörde weiterhin der Auffassung sein, dass der Mensch, welcher bezeichnet ist mit dem Personenamen ..... dein Name ...., der Bestimmung der Behörde unterworfen sei, wird in diesem Falle darum gebeten, dies rechtlich zu begründen. 

Dies wäre dann der Fall, wenn

1. eine rechtliche Grundlage dafür bestünde, dass der Mensch im Sinne des Gesetzes generell der Bestimmung der Behörde unterworfen wäre, 

oder 

2. der Mensch, welcher mit dem Personennamen ..... dein Name .... bezeichnet ist, selbst über sich bestimmen würde, sei es durch Wort oder Tat, die Person zu sein oder die, ihr übertragbaren Rechte und Pflichten für sich in Anspruch zu nehmen. In diesem Falle läge der Behörde eine unwiderrufene Willenserklärung des Menschen zur Übertragung der Rechte und Pflichten der Person vor. Damit wäre die erforderliche Vertragsgrundlage durch den Menschen geschaffen. Andernfalls ist der Mensch nicht als Rechtssubjekt zu betrachten und hat keine Entsprechung mit dem UGB und dem ABGB. Die Behörde hat jedoch diese Entsprechung mit dem UGB und dem ABGB.      
Gemäß UGB verbleiben alle Rechte und Pflichten der Person bei ihrem gesetzlichen Urheber, hier der Republik Österreich, wenn der Mensch es unterlässt, seinen freien Willen darüber auszudrücken, sich selbst mit der Person zu identifizieren bzw. die übertragbaren Rechte und Pflichten zu beanspruchen.
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Oder

3. die staatliche Gewalt Urheber des Menschen wäre bzw. diese einen Vertrag mit dem Urheber des Menschen nachweisen könnte darüber, dass die Rechte des Urhebers des Menschen auf die staatliche Gewalt übergegangen sind.

oder 

4. der Mensch selbst der Urheber der Person in ihrer Funktion als Rechtssubjekt wäre, was gesetzlich aber nicht möglich ist, da der Mensch selbst kein Rechtssubjekt ist und niemand Rechte übertragen kann, die er selbst nicht hat.

Der Mensch kann sich irren und hat das Recht zu lernen. 

Falls rechtlicher Anlass dazu besteht, dem Menschen das naturgegebene Recht seiner unantastbaren Würde zu entziehen, ihn der Bestimmung der Behörde in irgendeiner Form zu unterwerfen, und ihn damit Rechtsmitteln zu unterwerfen, wird um einen rechtsmittelfähigen Bescheid gebeten. Ergeht dieser Bescheid nicht, bleibt es eine gesetzliche Tatsache, dass der  Mensch, welcher bezeichnet wird mit dem Namen der Person ..... dein Name ...., nicht als Person zu betrachten ist sondern in der Würde des Menschen geachtet und geschützt ist auch vor jeder Art der Fremdkontrolle und Fremdverwaltung, also auch  jeder Art von Sanktionen, Vorbehalten und Ansprüchen, so, wie es gesetzlich Verpflichtung ist für alle staatliche Gewalt und die in ihrem Namen Handelnden.

In jedem Falle wird die Behörde um die Mitteilung ihrer Erkenntnisse gebeten.      

Ohne Inanspruchnahme der Rechte der Person  

Genannt ..... dein Name ...._________________          Datum 01.05.2015
